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Schriftliche Erklärung zu Glaukomen

Das Europäische Parlament,

– gestützt auf Artikel 123 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass 9,25 Millionen Menschen in der EU an einem Glaukom leiden, 
einer Krankheit, durch die der Sehnerv geschädigt wird, was zu einem 
unwiederbringlichen Verlust an Sehvermögen und schließlich zur Erblindung führt, 

B. in der Erwägung, dass die Zahl der Erkrankungen aufgrund der Alterung der 
Bevölkerung auf 12,4 Millionen im Jahre 2020 steigen wird, 

C. in der Erwägung, dass die Krankheit bei 50 % der Patienten nicht diagnostiziert wird, 
weil sich die Symptome erst in einem späten Krankheitsstadium zeigen, 

D. in der Erwägung, dass die Lebensqualität der Glaukompatienten stark herabgesetzt 
wird, weil sie nur noch eingeschränkt in der Lage sind, ihren Alltagstätigkeiten 
nachzugehen, und dass das Glaukom die zweithäufigste Ursache für Erblindungen in 
Europa ist,

E. in der Erwägung, dass Glaukome in einem frühen Krankheitsstadium leichter zu 
behandeln sind und die Kosten einer Glaukombehandlung mit dem Schweregrad der 
Erkrankung steigen,

1. fordert die Kommission und den Rat auf,

- durch die Unterstützung von Aufklärungskampagnen bei den Erbringern von 
Gesundheitsdienstleistungen und in der Bevölkerung Präventivmaßnahmen zu 
fördern,

- die Mitgliedstaaten darin zu bestärken, die frühzeitige Diagnostik und 
Behandlung durch die Unterstützung von Früherkennungsprogrammen bei 
Risikogruppen zu fördern,

- europäische Forschungsaktivitäten zur Verbesserung der Glaukombehandlung 
anzuregen und

- den Austausch bewährter Praktiken zur Prävention, Früherkennung und 
Behandlung von Glaukomen zwischen sämtlichen Mitgliedstaaten zu 
erleichtern, um allen EU-Bürgern gleichen Zugang zu qualitativ hochwertigen 
Gesundheitsdienstleistungen zu ermöglichen; 

2. beauftragt seinen Präsidenten, diese Erklärung mit den Namen der Unterzeichner der 
Kommission, dem Rat und den Parlamenten der Mitgliedstaaten zu übermitteln.


